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Versuch systematischer Überlegungen nach den Terroranschlägen in den USA 
 (kein wissenschaftliches Manuskript, Überlegungen) 
 
 
Die FAZ schrieb im Hauptkommentar des 19.10.01: „In Zeiten, wie diesen, da die Währung 
für Macht und Einfluß die der militärischen Fähigkeiten ist...“  
Bundespräsident Rau schlug bei seiner Rede in Rom im Oktober 2001 vor, „neben die Allianz 
gegen den Terrorismus auch eine gegen den Hunger zu stellen“ (FAZ v. 6.1.01) 
 
Wochenlang flimmerten die schrecklichen Bilder aus den USA in ihren tausendsten 
Wiederholungen über die Bildschirme. Noch sind die Toten nicht gezählt, von denen Noam 
Chomsky schreibt1: „Wieder kommen die meisten Opfer aus der arbeitenden Bevölkerung: 
Hausmeister, Sekretärinnen, Feuerwehrmänner usw.“ Im ersten Augenblick gehörte unser 
vornehmes Gedenken den Opfern, unsere Solidarität den Angehörigen der Toten und den 
Menschen in den USA. 
Nun ist aufgrund der Tragweite des Geschehenen und vor allem der Reaktionen darauf eine 
nüchterne Analyse vonnöten. Diese soll in sieben Schritten erfolgen: 
 

1. Was ist geschehen?  
2. Reaktionen, Einordnungen, Analyse-Versuche 
3. Die Reaktion der Bundesregierung und der sie tragenden Parteien 
4. Aspekte des Völkerrechts 
5. Wohin entwickelt sich die Diskussion 7 Wochen nach dem Anschlag?  
6. Was hat der Krieg gebracht? Wo liegen mögliche US-Interessen?  
7. Wo könnten politische Perspektiven liegen?  
 
 

1. Was ist geschehen? 
Am 11. September 2001, übrigens dem von den UN eingeführten „Internationalen Tag des 
Friedens“, hat eine hochorganisierte Gruppe von Terroristen (TerroristInnen?) einen mit 
äußerster krimineller Energie organisierten verabscheuenswürdigen Anschlag an mehreren 
Orten der USA ausgeführt, einen Terroranschlag mit höchster Symbolwirkung. 
Terror wurde ausgeübt gegen die Symbole der wirtschaftlichen, militärischen und politischen 
Führungsmacht des sich in diesen Jahren und Monaten immer stärker global organisierenden 
Kapitalismus. Das WTC und das Pentagon haben hierbei mitnichten nur die Symbolwirkung 
gegen die USA, sondern diese ist übertragbar auf alle „entwickelten“ marktwirtschaftlichen, 
reichen Staaten.  
 
 
 
 

 

                                                           
1 Noam Chomsky (Prof. am Massachusetts Institute of Technology, MIT): „Ein Geschenk für die Rechte“ In: junge 

Welt/jW (Berlin) vom 14.9.01 (Übersetzung von Rainer Rupp) 

http://www.uni-marburg.de/isem/vtind-ag.htm#XBeckerm
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Was ist nicht geschehen?  
Es ist – anders als in Vieler Munde - kein Krieg ausgebrochen, und auch die (erstmalige) 
Feststellung des NATO-Bündnisfalles nach Art. 5 2 zielte wohl eher auf eine rasche 
demonstrative massenpsychologische Solidarisierung mit den USA. Es handelt sich nicht um 
einen Angriff eines Staates auf ein Mitgliedsland der NATO, sondern um Terrorakte.  
 

 
2. Reaktionen, Einordnungen, Analyse-Versuche 
Die Rede von „Krieg“ 
Mag man die Rede des deutschen Bundeskanzlers vom „Krieg gegen die gesamte zivilisierte 
Welt“ noch als (vom Junior-Partner der USA nicht anders zu erwartenden) vorauseilenden 
Gehorsam abtun, so müssen die Inner-US-Reaktionen doch skeptischer stimmen.  
Erste Reaktionen aus den Regierungsetagen machen sehr besorgt. Da sind die starken Worte 
George Bushs vom „monumentalen Kampf zwischen Gut und Böse“, davon dass man („Wir 
werden diesen Krieg gewinnen“, „den ersten Krieg des 21. Jahrhunderts“) nicht mehr 
unterscheiden will zwischen „den Terroristen ( ..) und jenen (Ländern), die sie beherbergt“ 
haben.  (Eine Sorge, die sich auch speist aus den Erfahrungen der letzten Jahre, als z. B. 
Terrorakte gegen US-Botschaften in Kenia und Tansania mit Bombardements einer 
Chemiefabrik im Sudan und angeblicher Lager Bin Ladens in Afghanistan beantwortet 
wurden.) 
Da rufen renommierte Kommentatoren bürgerlicher Blätter in den USA zum Krieg auf. 
Charles Krauthammer (am 12.9. in der Washington Post): Die Verantwortlichen vor Gericht zu 
bringen, sei falsch. Man müsse „Vernichtung über sie bringen“. Man könne den Feind, den 
radikalen Islam, benennen, und man wisse, wo er zu finden sei. Es sei unsinnig, gegen einzelne 
Krieg führen zu wollen, weil jeder Terrorist eine territoriale Basis benötige. Den Krieg, der der 
ihre sei, müsse man dorthin bringen.  
Und in der selben Ausgabe schreibt Robert Kagan: Nicht die Suche nach den Gründen sei nun 
erforderlich, sondern eine Antwort, die jener auf den Angriff auf Pearl Harbor an moralischer 
Klarheit und an Mut ebenbürtig sei. Die Generation der Großväter, die im Zweiten Weltkrieg 
für eine gute Sache gekämpft habe, müsse nun Vorbild sein für Amerika. Es gehe darum, alle 
(JMB, !) militärische Kraft des Landes auf einen Einsatz gegen eine oder mehrere Mächte 
vorzubereiten. Der Kongress solle unverzüglich eine Kriegserklärung abgeben. (Quelle: FAZ 
vom 14.9.01) 
 
Dass die USA und ihre Bevölkerung sich besonders betroffen zeigen, ist verständlich. Das 
Ausmaß der Katastrophe war – sieht man von einschlägigen in millionenfachen Auflagen 
vertriebenen Horror-Videos ab – ungekannt. Die Medien allerdings haben das Ihre dazu getan, 
zum einen durch ihre tausendfachen, sensationsaufgemachten Wiederholungen des 
Geschehens; zum anderen hat bspw. die Firma Microsoft die simulierten Bilder vom Anflug 
eines der Flugzeuge auf das World-Trade-Center zu groß aufgemachter Werbung für ihren 
„Flugsimulator 2000“ genutzt...3 Nicht zu vergessen schließlich: Die USA haben auf ihrem 
                                                           
2 N. Paech in jW v. 9.10.01: „Der NATO-Bündnisfall ist immer abhängig von einem Verteidigungsfall nach Artikel 51 

der UNO-Charta. So steht es auch in Artikel 5 des NATO-Vertrages. Hier (am 11.9.01, JMB) hat es sich aber nicht 
mehr um einen Verteidigungsfall gehandelt. Es mag zwar feststehen, daß Bin Laden die USA über Mittelsmänner 
angegriffen hat. Doch ist in keiner Weise klar, daß er von Afghanistan entsandt, ausgebildet oder ausgerüstet wurde. 
Um gegen Afghanistan einen Verteidigungsfall zu begründen, muß nachgewiesen werden, daß es hinter diesen 
Anschlägen steckt. So hat es der Internationale Gerichtshof in Den Haag 1986 im Verfahren Nicaragua gegen die USA 
formuliert.“ 

3 Ein US-Blumenhändler brüstete sich (am 13.9.01) im Internet, dass er sich aufgrund der unerwarteten Konjunktur für 
seine Produkte ein zusätzliches Urlaubswochenende leisten könne... 

 „Zugleich häufen sich aus den USA Berichte, wie große Teile der Bevölkerung der führenden westlichen Zivilisation 
Bin Laden zur Zielscheibe von menschenverachtendem Hass und geschmacklosem Spott machen. Mit 
Computerspielen kann man Bin Laden jagen und töten, mit Pfeilen auf seinen Kopf zielen und mit Gewehren Bin-
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Teil des Kontinents seit mehr als 100 Jahren keinen Krieg mehr erlebt, haben gar seit 1812 
keinen Angriff auf ihr Territorium mehr erlebt... 
 
Über die Rede vom „Krieg“ hinaus sind vielfache sprachliche Entgleisungen/zum. 
Ungeschicklichkeiten zu beklagen.  
• Was heißt es, wenn der deutsche Bundeskanzler von einem „Krieg gegen die gesamte 

zivilisierte Welt“ spricht? Da klingt zumindest mit, dass er lediglich die sich angegriffen 
fühlenden Industrie- und NATO-Staaten für „zivilisiert“ hält. 

•  „Nicht ist mehr wie vorher nach dem 11.9.01!“ Das Leben der Schwarzen in den Bronx 
von New York hat sich ebensowenig verändert wie das in den Elendsvierteln von 
Washington (die 500 Meter entfernt vom Weißen Haus beginnen). Auch das Lagerleben in 
Palästina geht weiter, ebenso wie das im zerbombten Kabul. In den town ships von 
Kapstadt ebenso. ... 

• Vielleicht nur eine Marginalie: Die Rede von „Amerika“ fällt in diesem Zusammenhang 
immer wieder unangenehm auf. Dass „Amerika“ Süd-, Mittel- und Nordamerika umfasst, 
die Karibik dazu, gerät dabei in vielen Köpfen aus dem Bewusstsein. (Régis Debré, 
Lateinamerika-Kenner und Mitterrands Berater in den 80er Jahren, würde hier von einem 
klassischen Fall von „Kulturimperialismus“ sprechen.) 

 
Kondolenzbücher und Betroffenheitskult allerorten 
Im Prinzip ist nichts gegen Kondolenzbücher oder das Niederlegen von Blumen vor US-
amerikanischen Einrichtungen einzuwenden – wie auch!  
Dennoch: 
• Warum nicht auch ausgelegt für die täglich (!) verhungernden zigtausend Kinder, zuz. 

zigtausend Erwachsener? Der aktuelle FAO-Bericht der UNO (v. Okt. 2001) spricht von 
täglich 100.000 an Hunger oder direkten Hungerfolgen Sterbenden... 

• Warum nicht für die Toten des US-Bombardements im Sudan „durch Präsident Clinton. 
Ohne glaubwürdigen Vorwand wurde damals die Hälfte der Pharmazeutischen Produktion 
des Landes zerstört, was für eine große aber unbekannte Zahl von Menschen den Tod 
bedeutete.“ (Noam Chomsky, a.a.O.) 

• Warum nicht  für die Opfer des US- und britischen Bombardements in der 
selbstmandatierten „Flugverbotszone“ im Irak, warum nicht für die über 1,5 Millionen 
Toten des UN-Embargos gegen den Irak, warum nicht für die Opfer von Auto-Bomben-
Terror in Israel, warum nicht für die „Kollateral“-Toten des Jugoslawien-Bombardements 
der NATO in 1999?... 

Kommt hier nicht eine Hybris und eine Wertverschiebung zutage, die nur das eigene Leid und 
das Leid der unserer Kultur vermeintlich am nächsten Stehenden für kondolenz-, also 
mitleidwürdig hält? 
 
Wenn Ernst-Otto Czempiel, langjähriger Leiter der Hessischen Stiftung für Friedens- und 
Konfliktforschung in Frankfurt/M., die Anschläge in den USA auch als „Antwort von 
Bevölkerungs- oder Staatengruppen gegen die imperiale Weltführungspolitik der USA“ (so in 
der Saarbrücker Zeitung vom 13.09.2001) analysiert – gehört er dann schon nicht mehr zum 
„main stream“? 
 
 
 
                                                                                                                                                                                                      

Laden-Schieß-Scheiben durchlöchern. Die Firma Makempay hat Toilettenpapier mit einer Karikatur Bin Ladens und 
der Aufschrift «Time's up! You lose!» (Deine Zeit ist abgelaufen! Du verlierst!) auf den Markt gebracht.“ (R. Rupp in 
jW v. 22.10.01) 

 



 4 

3. Die Reaktion der Bundesregierung und der sie tragenden Parteien 
 
Warum sind die Deutschen so schnell bei ihren Bekundungen der „uneingeschränkten 
Solidarität“ mit den USA, und auch bei der Versicherung  militärischer Hilfe? (die FAZ titelt 
am 19.9.: „Deutsche Spezialkräfte ´sofort´ zur Unterstützung der Amerikaner bereit“. Und 
Außenminister Fischer wird später zitiert, als er den USA „jede denkbare Hilfe“ anbietet...) 
„Stellt Schröder damit nicht die Sicherheit Deutschlands besonders aufs Spiel?“, wird im 
Internet von kritischen KommentatorInnen gefragt... 
Der linksliberale „Guardian“ hatte bereits am 21. September getitelt: „Blair has made Britain a 
target“. 
 
Ich sehe folgende Gründe (die sich z.T. mit den übrigen Ausführungen decken): 
1. Der Schock, dass die erste Orientierungs- und „Schutz“macht der Bundesrepublik getroffen 

worden ist, dass sie scheinbar schutzlos einigen Händen voll Terroristen ausgeliefert ist, 
sitzt tief. Die USA sind bis heute die Projektionsmacht für unsere Ökonomie, 
Sicherheitspolitik und vor allem unsere Kultur. Als vor kurzer Zeit in Moskau zwei 
Wohnblöcke Terroranschläge erlitten (mit auch über 100 Toten) war die Erregung eher 
bescheiden. 

2. Es macht sich in der Politischen Klasse doch zaghaft ein Bewusstsein breit, dass auch 
Deutschland (d.h.: nicht nur die USA) mit den Problemen der Erde, seien es nun 
kolonialistisch, postkolonialistisch oder in der aktuellen Phase der Globalisierung 
verursachte Probleme, zu tun hat. Die Rolle von Daimler Benz im Apartheid-System von 
Südafrika bspw. wird diskutiert, legale und illegale Waffenlieferungen an Kriegs- und 
„Schurken“-Staaten etc. Selbst die Lieferung von Nukleartechnologie an heutige Nuklear-
Schwellen-Länder ist in der Debatte.  

3. Die Politische Klasse stellt sich die Frage: Wenn der Terrorismus nun um sich greift – wo 
liegen denn seine nächsten Ziele? Und da kommt einigen natürlich u.a. das europäische 
Banken-Zentrum Frankfurt/Main in den Sinn, es kommt einigen die Dichte der AKW in der 
Bundesrepublik in den Sinn etc. Daher die Entscheidung: Schulterschluss mit den USA. (Es 
hätte auch einen alternativen Schluss geben können...: Erklärung der Solidarität und 
Angebot umfassender ziviler Hilfe, Forderung nach Einsatz der UNO etc.) 

4. Die raschen und deutlichen Hilfsangebote an die USA haben auch zu tun mit der Abkehr 
von einer tendenziellen Zivillogik im Laufe der bundesdeutschen Nachkriegszeit hin zu 
einer Militärlogik. Vorboten waren die aktive Beteiligung am Jugoslawien-Bombardement 
und der Mazedonien-Einsatz der BW. In der Diskussion um die von ihm im 
Zusammenhang mit dem Afghanistan-Krieg gestellte Vertrauensfrage formulierte 
Bundeskanzler Schröder die Notwendigkeit einer „Enttabuisierung des Militärischen“. Es  
stellt sich ja real die Frage: Warum haben wir denn nun die Bundeswehr umstrukturiert und 
interventionsfähig gemacht? Wenn wir sie nun nicht einsetzen wollen? ... 

5. Aktuell, nach dem forschen Vorschreiten Blairs, scheint auch eine Konkurrenz um die 
Position des „Junior-partners“ der USA (DIE WOCHE) sowie um Vorherrschaft in der 
EU/GASP ausgebrochen zu sein.  

6. Zu überlegen ist, ob die Politische Klasse der Bundesrepublik auch konkrete  „Interessen“ 
verfolgt bei der derzeitigen Politik – Interessen beim ungefährdeten Zugang zu Erdöl und 
Erdgas (und ihren Pipelines). Das ist noch zu klären. 

7. Nicht zu vergessen: Deutschland befindet sich im Wahlkampf. Und der Kanzler und die 
Führung seiner Regierungsparteien glauben offenbar, der (ungemein schwachen) 
Opposition keine Flanke öffnen zu dürfen, wenn und wo es um die Solidarität mit „unseren 
amerikanischen Freunden“ geht. Denen wir „unsere Freiheit und den Wohlstand nach 
1945“, so der Tenor, verdanken.  
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Einige unserer Nachbarstaaten hingegen schlagen langsam einen anderen Weg ein. So 
distanzierte sich in Frankreich (FAZ v. 18.9.: „Identität vor Solidarität“) mittlerweile die 
gesamte Regierungs-Linke (inkl. Sozialdemokratie) vom „Kreuzzug“ der USA und von der 
bedingungslosen Verpflichtung zum Einsatz an der Seite der USA (FAZ v. 18.9.01). Auch 
Staatspräsident Chirac (FAZ v. 16.10.01) fragte (vor der UNESCO): „Hat der Westen das 
Gefühl vermittelt, er wolle eine im wesentlichen materialistische Kultur durchsetzen, die vom 
größten Teil der Menschheit als aggressiv empfunden wird, weil sie ihn nur zusehen oder 
beiwohnen kann, ohne Zugang dazu zu haben.“ Chirac forderte eine Wiederstärkung der UNO 
und den Kampf gegen die Armut: „Wir sehen, dass es einen Verkettung zwischen Terrorismus 
und Fanatismus gibt“; Ignoranz, Not, Demütigungen und Enttäuschungen seien der Nährboden 
des Fanatismus. (Eine direkte Verbindungslinie zwischen Armut und Terrorismus lehnt C. 
ab.). (Allerdings: Auch Frankreich steht im Wahlkampf, dennoch ist die Nuance zu Schröder 
etc. von Bedeutung...)  
Rußlands Präsident Putin hat die westlichen Staaten Ende September, bevor er in die „Anti-
Terror-Allianz“ eingetreten ist, aufgefordert, nicht wie eine „Gruppe von Banditen“ zu agieren, 
Belgiens Außenminister (der amtierende Ratsvorsitzende der EU) mahnt zur Besonnenheit, der 
Papst (CNN 16.9.) rief Bush auf, nicht zurückzuschlagen, sondern sich der Sache der 
Gerechtigkeit und des Friedens mit vollem Engagement zu widmen. 
 
Interessant mag noch ein Blick auf den Umgang der SPD mit ihren AbweichlerInnen in der 
Mazedonien-Abstimmung sein. Generalsekretär Müntefering drohte unverhohlen mit 
Sanktionen gegen die Kritiker der Politik Schröders und Fischers (Das Grundgesetz spricht 
anderes...) Hier sieht man, wie wichtig der staatstragenden SPD die (o.a.) Umkehr der 
Politiklogik ist! 
 
Bei den GRÜNEN/B90 agiert offenbar eine Parteispitze, die unabhängig von einer Basis (gibt 
es die noch?) einzig ihre Koalitionsfähigkeit, ihre Gouvernabilität unter Beweis stellen will. 
Kleine (taktische?), vorübergehende  Abweichungen (wie die der Sprecherin Roth nach einem 
Afghanistan-Besuch mit Frau M. Robinson, im Angesicht der drohenden Kälte- und 
Hungersnot für Millionen in dem bombardierten Land) werden umgehend niedergeschlagen. 
Im Zusammenhang mit der Vertrauensfrage Kanzler Schröders am 15.11.01 bog sich die 
Bundestagsfraktion der Bündnisgrünen derart, dass gerade vier Abgeordnete mit „Nein“ 
stimmen durften, um nur ja die „Kanzlermehrheit“ nicht zu gefährden. Die Frage, um die es 
eigentlich ging, die Frage nach Krieg oder Frieden in der deutschen Sicherheitspolitik, trat 
völlig in den Hintergrund gegenüber Erwägungen der Gouvernabilität. 
(Rühmliche Ausnahme bei den GRÜNEN: Marburg!) 
 
Bei alledem muss/kann konstatiert werden, dass die politische Öffentlichkeit wie auch die 
Medien nicht vergleichbar dem Jugoslawienkrieg reagieren. Es gibt immer wieder kritische 
und aufklärerische Stimmen, so die FR, die SZ, es gibt vielfältige Aufrufe von diversen 
Organisationen und Persönlichkeiten; selbst PolitikerInnen äußern sich zuweilen kritisch. 
Das jüngste Beispiel durfte der IG Metall-Vorstand (jW v. 1.11.01) und Bundestagspräsident 
Thierse (jW v. 3./4.1.01) sein – beide forderten das Ende des Bombens bzw. die Suche nach 
„zivilen Mitteln zur Konfliktlösung“. Sogar der deutsche katholische Militärbischof (!) Mixa 
hat sich kritisch zum Bombardement geäußert. Es drohe eine Spirale der Gewalt und außerdem 
widerspreche der Krieg dem deutschen Hirtenwort „Gerechter Friede“ (jW v. 5.11.01). 
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4. Aspekte des Völkerrechts 
4.1 Der UN-Sicherheitsrat hat – entgegen der landläufigen Meinung - bis heute kein Placet 
zum Krieg erteilt 
Hingegen heißt es in der Resolution S/2001/861: Der Sicherheitsrat - 
- in Bekräftigung der Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen, 
- entschlossen, die Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit durch terroristische 
Gewalttaten mit allen Mitteln zu bekämpfen, 
- in Anerkennung des naturgegebenen Rechtes zur individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung in 
Übereinstimmung mit der Charta: 
- verurteilt unmissverständlich und auf das Schärfste die abscheulichen terroristischen Gewalttaten, die 
am 11. September 2001 in New York, Washington (DC) und Pennsylvania verübt wurden, und 
betrachtet diese Gewalttaten wie jede internationale terroristische Gewalttat als Bedrohung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit; 
- spricht den Opfern und ihren Familien sowie dem Volk und der Regierung der Vereinigten Staaten 
von Amerika sein tiefstes Mitgefühl und Beileid aus; 
- ruft alle Staaten auf, dringend zusammenzuarbeiten, um die Täter, Drahtzieher und Förderer dieser 
terroristischen Anschläge vor Gericht zu bringen, und betont, dass diejenigen, die den Tätern, 
Drahtziehern und Förderern helfen, sie unterstützen oder ihnen Zuflucht gewähren, zur Rechenschaft 
gezogen werden; 
- ruft ferner die internationale Gemeinschaft auf, ihre Anstrengungen erheblich zu verstärken, um 
terroristische Gewalttaten zu verhindern und zu unterdrücken, auch durch intensivierte 
Zusammenarbeit und vollständige Umsetzung der einschlägigen internationalen Übereinkommen zur 
Bekämpfung des Terrorismus und der Resolutionen des Sicherheitsrats, insbesondere der Resolution 
1269 vom 19. Oktober 1999; (...) 
 
 
4.2 Prof. Dr. Norman Paech, Völkerrechtler an der Hochschule für Wirtschaft und Politik 
(HWP) in Hamburg, fragt (jW v. 9.10.01) warum die USA bis heute kein formelles 
Auslieferungsersuchen betreffend den angeblichen Drahtzieher Bin Ladin an Afghanistan 
gestellt haben.  „Die internationale Gemeinschaft hat dafür sehr eindeutige Verfahren 
entwickelt. Es wäre notwendig gewesen, in den USA einen Haftbefehl zu erlassen, diesen der 
Regierung in Kabul zu übermitteln und eine Auslieferung zu verlangen. Man kann dann den 
UN-Sicherheitsrat zu Hilfe rufen, um dem Auslieferungsbegehren Nachdruck zu verleihen. 
Der Sicherheitsrat kann in dem Fall, dass das Regime nicht antwortet, Zwangsmaßnahmen wie 
etwa eine Blockade erlassen. Ähnlich ist das ja auch mit den Lockerbie-Attentätern gelaufen, 
als Libyen mittels Embargo und Verhandlungen veranlasst wurde, diese auszuliefern.“ 
 
Die USA missachten das internationales Völkerrecht nicht nur durch ihre (ND v. 1./7.10.01) 
vielfachen Bombardierungen, Interventionen „rund um die Welt“, sie haben ihr Land gar aus 
dem Internationalen Gerichtshof zurückgezogen, als ihnen im Zusammenhang mit (der 
Unterstützung der Contras gegen) Nicaragua Ende der 80er Jahre die Verurteilung drohte. 
Heute, im Oktober 2001, bereiten State Department und die Republikaner (unter Jesse Helms) 
ein „Gesetz zum Schutz der US-Streitkräfte“ vor, das eine „lückenlose Quarantäne über den 
Internationalen Strafgerichtshof“ errichten soll. Allen US-Stellen soll jede Zusammenarbeit 
mit dem Internationalen Strafgerichtshof verboten werden (selbst in Fragen der Terrorismus-
Bekämpfung!); kleinen und schwächeren (!) Staaten, die dies tun, wird die Militärhilfe 
gestrichen. („Die Zeit“ vom 26.10.01) 
 
All dies bedeutet: Die USA biegen sich das Recht, wie sie es gerade benötigen. (N.Paech zum 
NATO-Bündnisfall: sh. Anm. 2, s.o.) 
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5. Wohin entwickelt sich die Diskussion 7 Wochen nach dem Anschlag? 
 
Grundsätzlich: Der Terroranschlag in den USA hat, wenn er denn (was nach wie vor 
unbewiesen ist!) wirklich den Hintergrund Bin Laden/Al Quaida hat, hat, nichts oder wenig 
mit Kritik an der Globalisierung zu tun. Sehr wohl aber mit einem, so Noam Chomsky (jW 
vom 26.09.01), „heiligen Krieg gegen die korrupten, repressiven und ´unislamischen´ Regime 
der Region und gegen die, die sie unterstützen. Genauso wie sie einen heiligen Krieg gegen die 
Russen in den 80er Jahren geführt haben, und wie sie ihn heute in Tschetschenien, Westchina, 
Ägypten (in diesem Fall seit 1981, als sie Präsident Sadat ermordet haben) und in anderen 
Regionen führen.“ (Chomskys Differenzierung zwischen einem „Krieg gegen die USA“ und 
einen „Krieg gegen die Globalisierungsprotagonisten“ kommt mir z.T. artifiziell vor. Nehmen 
wir sie zur Kenntnis.) 
 
Dieser Konflikt ist für mich nicht zuvorderst ein religiöser Konflikt, er hat jedoch (auf beiden 
Seiten) eine derartige Bedeutung4: 
Die aus den Hunger- und Armuts-Konstellationen sich entwickelnden Konfliktszenarios 
werden deutlich von religiösen Einstellungen her geprägt und manipuliert, und zwar meist auf 
beiden Seiten.  
• Der Terrorismus, der von Bin Laden u. ä. Gruppierungen ausgeht, ist zweifellos ein religiös 

geformter, z.B. mit seinen spezifischen Formen der Selbstmordattentate. Sie wären in 
diesem Ausmaße ohne religiöse Indoktrination schwerlich zu realisieren.  

• Das Phänomen des "heiligen Krieges", seit der altorientalischen Zeit bekannt und gepflegt, 
auch in der biblischen Literatur (!), ist mit sozialer Unterdrückung allein nicht zu erklären. 

• Auch im Konflikt Israels mit den Arabern hat die religiöse Komponente ein besonderes 
Gewicht. Mindestens zwei der schärfsten Streitpunkte haben religiösen Tiefgang: Der 
Kampf um Jerusalem als der zentralen heiligen Stätte für Islam und Judentum, und die 
Auseinandersetzung um die schlimme Siedlungspolitik Israels. Der Siedlungsfanatismus 
beruht auf der Überzeugung von der Gabe des Heiligen Landes an die einwandernden 
Juden. Die Vertreibung und Vernichtung der Voreinwohner wird ausdrücklich für göttlich 
verordnet und damit für rechtmäßig gehalten.  

 
Auf der anderen Seite führen aber auch die US-Amerikaner einen "heiligen" Krieg gegen die  
"Schurken" oder "das Böse" (wie diese Wortwahl allein schon nahelegt). Der angeblich 
höchste Wert, den es auf amerikanischer Seite zu verteidigen gilt, ist die den Amerikanern 
geschenkte Freiheit in einem zweiten gelobten Land der unbegrenzten Möglichkeiten. „God 
bless America!“ heißt es nach jeder Ansprache.  
Diese Freiheit schließt ein Bewusstwerden des globalen Verarmungsprozesses aus, denn im 
amerikanisch-puritanischen Denken hat Gott eben jedem Menschen die Freiheit gegeben, für 
sich durch Fleiß, Mut, Sparsamkeit, Ausdauer zu sorgen, in einem unermesslich reichen Land, 
in dem für jedermann Milch und Honig fließen. Wenn jemand dieses Angebot Gottes nicht 
annimmt und verarmt, dann ist das seine ureigenste Schuld, und zudem ein Beweis dafür, dass 
Gott den Armen gestraft hat. Also braucht man die Armen in der Welt nicht zu 
berücksichtigen, sie sind höchstens Objekte, die die Nächstenliebe der Wohlhabenden testen 
können. Im übrigen sind sie - wie ein konservativer Senator vor wenigen Jahren sagte - wie 
faule, vielfräßige Krokodile, die man nicht durch Almosen mästen sondern eher ihrem 
Schicksal überlassen soll. Die Republikaner wollen ja schon lange alle soziale Verantwortung 
auf der Bundesebene abbauen. Also ist auch der spezifische Krieg gegen das "Böse" ein 
religiös konnotierter und fundierter Konflikt. 
                                                           
4 Die unmittelbar folgenden Ausführungen verdanke ich Anregungen und Ausführungen meines Marburger/Giessener 

Kollegen Erhard S. Gerstenberger, Prof. der ev. Theologie. 
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Aber: Dieser Terror (in NY und Washington) interessiert mich (JMB) nicht zentral. Den kann 
man lokalisieren und muss ihn politisch und ggf. polizeilich bekämpfen. 
Außerdem weiß man noch nichts, rein gar nicht s über die TäterInnen. Die Geheimnistuerei der 
USA, GB und der Bundesregierung leuchtet mir nicht ein, selbst sechs Woche nach Beginn 
des Bombardierens... 
Und ich will mich auch nicht an den Spekulationen beteiligen.5 
 
Was mich allerdings interessiert, ist der Terror, der überall in der unterprivilegierten Welt 
begangen wird, in Südafrika (Zimbabwe und RSA bspw.), in Lateinamerika (Peru, Kolumbien 
etc.), Südostasien (div. TouristInnenentführungen), in Palästina, in Ägypten, in den Bronx von 
New York und in Washington und und und... 
Der und seine Ursachen scheinen mir das Problem der Zukunft. 
 
Und ich möchte den 11.9.01 vor allem als politisches Vehikel nutzen, um auf diesen 
alltäglichen Terror hinzuweisen. Dessen Hintergrund ist nämlich 
1. das ständige politische, ökonomische und militärische Intervenieren der USA und anderer 

mächtiger Staaten in die Innen- und Außenpolitik anderer Länder (sh. Aufbau der UCK, 
der Taliban und Bin Ladins, der „Contras“ wo auch immer, Saddam Husseins gegen die 
Ajatollahs im Iran in den 70er Jahren... etc. pp. 

2. in der Tat die wachsende Kluft zwischen Reich und Arm. Und die wird durch die 
Globalisierung in einem ungeheuer schnellen Maße vorangetrieben. Die LDC-
Ländergruppe umfasst bereits 49 Länder... 

Und: selbst das soziale Umfeld des Bin Ladenschen Terror kommt aus den ärmsten Ländern 
(Afghanistan, Pakistan...) 
Die islamischen Staaten und islamistische Regime machen sich zum Sprecher der Armen. Bin 
Ladins Rede von der  
* Besetzung der islamischen Heiligtümer ist wohl als Synonym zu verstehen. Seine Forderung 
zur Räumung der islamischen Länder nicht...  
Auch seine weiteren Forderungen verdienen Zurkenntnisnahme: 
* Aufhebung der Sanktionen gegen den Irak, 
* Beendigung der einseitig pro-israelischen Politik im Nahen Osten. 
Bin Ladens Einverständnis mit den Terroristen ist freilich kein Eingeständnis seiner 
Täterschaft oder Urheberschaft etc. ... 
 
(Einer der arabischen Studierenden an der FH in Hamburg, der angeblich zu den Terroristen 
gehört, hat in seiner Diplomarbeit die Zerstörung gewachsener Strukturen in einer arabischen 
Stadt analysiert...) (Eher am Rande: Viele der Taliban sind, wie Bin Laden übrigens, gar nicht 
Afghanen, sondern Araber aus verschiedenen Ländern der Erde, die mit CIA-Einfluss nach 
Afghanistan kamen...) 
 
 
                                                           
5 Der in Großbritannien lebende Terrorismus-Forscher Walter Laqueur spricht (am 4.10.01) in der FAZ von der 

„kopflose(n) Suche nach den Ursachen des Terrorismus und den irreführenden Glauben, wie könnten ohne weiteres 
damit fertig werden“. Und weiter: „Natürlich gibt es Ursachen, aber die sind komplex, und liegen keineswegs alle im 
Bereich des Rationalen. Dazu gehören nicht nur religiöse und nationalistische Ressentiments, sondern auch 
Fanatismus, Zerstörungswut und der Wunsch  nach Bestrafung. Auch Wahnsinn spielt eine Rolle, vor allem 
Verfolgungswahn; nicht alle Paranoiker sind Terroristen, aber in allen Terroristen findet sich ein gewisser 
Verfolgungswahn, der Glaube an eine gewaltige Weltverschwörung. „Wir haben es nicht mit einem einzigen 
Terrorismus zu tun, sondern mit verschiedenen Formen, und jeder Versuch, sie alles auf einen Nenner zu bringen, 
kann nur Verwirrung stiften.“                                                                                                                               
Lesenswert erscheinen in diesem Zusammenhang die Aussagen Andreas von Bülows, ehemals Staatssekretär im 
BMVg sowie Bundesforschungsminister, der (in „Konkret“ 12/2001) auf eine lange Reihe von Widersprüchen in der 
US-Diskussion und –Politik hinweist. 
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Generell sehe ich vier Tendenzen in der derzeitigen Diskussion: 
5.1 Alle Medien und PolitikerInnen reden fast nur von zwei Dingen: von den möglichen 
Tätern und ihren Hintermännern sowie von der Art der weiter zu erwartenden oder zu 
wünschenden Gegenschläge durch die USA und ggf. die NATO (und natürlich davon, dass 
man „zusammenhalten“ müsse, „fest“ an der Seite der USA stehe usw. – die deutsche Politik 
tut sich hier, s.o., besonders hervor...). Bei den Tätern wiesen gleich (2 Tage nach dem 
Anschlag!) „alle Zeichen“ auf Osama Bin Laden. Auch die verabscheuenswürdigen 
Milzbrandanschläge vom Oktober 2001 wurden schnell islamistischen Kreisen 
zugeschrieben... Die Wirklichkeit scheint einstweilen komplizierter.  
Technikbegeisterung kommt zuweilen aus selbst konservativen Blättern: So schwärmt die FAZ 
(am 19.10.01 von den Kampfhubschraubern der USA („Arbeitstiere und Waffenplattform“, 
„fliegende Kavallerie“) und vom BW-Panzer „Fuchs“. 
 
Eine Ursachen- und Hintergrundanalyse der Konstellationen, die den alltäglichen Terrorismus 
gegen den Reichtum und seine vermeintlichen VertreterInnen (TouristInnen) begünstigen und 
insbesondere Ansätze von Selbstkritik am von den reichen Ländern ausgeübten strukturellen 
Terror kommen in den USA bislang vornehmlich aus US-Intellektuellen-Kreisen (wie Robert 
Fisk oder Noam Chomsky), auch aus Kirchenkreisen (so vom kath. Bischof Robert Bowman, 
Florida, oder auch von einer größeren Gruppe protestantischer Geistlicher). In Europa kommt 
sie von vielen Seiten: Friedensforschung, Kirchen, Friedensgruppen etc. 
(Die FAZ hat - vordergründig unverständlich - am 28.09.01 mit dem Beitrag „Wut ist der 
Schlüssel“ der indischen Schriftstellerin Arundhati Roy die schärfste Kritik an den USA 
abgedruckt)6 
Der Anschlag führt folglich zu einem Schub in der Militarisierung des Denkens, das in 
unserem Lande mit der „Wende“ 1989/90 begonnen hat, d.h. mit der Suche nach einem neuen 
„Feinbild“ für die Bundeswehr.  
Dass es widerrechtlich ist, den Terrorismus mit Krieg zu beantworten, dass das Völkerrecht 
Vergeltung verbietet, kommt in der Diskussion nur noch am Rande vor. 
Auch dass ein Militärschlag eine neue Spirale der Gewalt, die dann u.U. nicht nur von den 
Terroristen und ihren Hintermännern ausgehen wird, sondern von allen sich angegriffen 
fühlenden Staaten – gegen alle angreifenden Staaten dann natürlich..., auslösen wird, wird 
übersehen.7 
Krieg wird im Folgenden von der Masse der Menschen hierzulande und in der EU (und den 
USA sowieso) als normales Mittel der Politik angesehen. Unser Land ist in der Gestaltung 
seiner Internationalen Politik endgültig von der Zivillogik zur Militärlogik gewechselt. 
 
5.2 Daraus entwickelt sich ohne große Gegenwehr auch eine neue Aufrüstungstendenz. In 
den USA wird nun wohl das National Missile Defense System realisiert werden (obwohl seine 
Absurdität nie deutlicher wurde als am 11.09.01). Die Regierung Bush wird darüber hinaus die 
Clintonschen Ansätze zum Sozialstaat wieder zurückfahren. Sie wird die Umschichtung von 
Reichtum forcieren, unnötige „Un“kosten, so für die Umwelt (Beispiel Klima), zu vermeiden 
versuchen... 
In Deutschland wird Minister Scharping ein Gutteil (50 %) des 3-Milliarden-„Sicherheits“-
Paketes abbekommen, um die Bundeswehr für Anti-Terror-Einsätze fit zu machen, um die 
Sicherheit der Soldaten zu erhöhen etc. 
 

                                                           
6 Der Generalsekretär der Deutschen Welthungerhilfe, Volker Hausmann, sagte unlängst, Armut und Unterernährung 

schafften den Boden, „auf dem Terroristen sich bewegen könnten wie Fische im Wasser“. (Oberhessische Presse v. 
16.10.01) 

7 In allen Medien erscheinen derzeit Bilder von (auf)marschierenden US-amerikanischen Truppen. Die 
Flüchtlingsströme bspw. von Afghanistan in seine Nachbarländer sieht man nahezu nirgends... 
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5.3 Die strukturelle Gewalt, die aus der unterschiedlichen Verteilung des Reichtums auf der 
Erde herrührt und die das Gros unserer derzeitigen Konflikte verantwortlich ist, erscheint in 
der politischen Diskussion unserer Tage überhaupt nicht. Dabei könnte der Anschlag auf die 
USA doch hier strategisches Denken auslösen... 
Diese strukturelle Gewalt, die neben den Konflikten eben auch für den Rückhalt, den bspw.  
• die Terroristen in diesem Falle genießen, verantwortlich ist, die auch für 
• die Mordanschläge von Schwarzen in Zimbabwe oder in der Republik Südafrika an weißen 

Siedlern, 
• die auch für die Entführungs-Wellen in südostasiatischen Ländern,  
• für Morde an Touristen in Peru 
• an Touristen in Ägypten  
• an Kaufhaus- oder Bar-BesucherInnen in Tel Aviv 
in hohem Maße mitverantwortlich gemacht werden können, muß bekämpft werden. 
Sonst wird es keinen Frieden auf der Erde geben. 
 
5.4 Schließlich bleiben da die schlimmen Tendenzen, zu denen die Terroranschläge nun in 
der Innenpolitik genutzt werden. Verschärfungen des Überwachungsstaates, der 
Ausländergesetzgebung, eine Aufrüstung der Geheimdienste und eine grundgesetzwidrige 
Vernetzung von Bundeswehr, Polizei und Geheimdiensten stehen nun auf der Agenda des 
Bundestages (und vermutlich weiterer westlicher Parlamente).  Innenpolitisch besteht die 
Gefahr, dass neue Feindbilder geschürt werden (gegen „die“ Muslime, „die“ Araber...) 
 
Hier profiliert sich eine Bundesregierung, der ökonomisch und sozialpolitisch nicht viel 
einfällt in der bereits vor den Terroranschlägen einsetzenden wirtschaftlichen Krise, und die 
bislang nur von der unglaublichen Schwäche der konservativen Opposition profitiert hat.  
 
 
6. Was hat der Krieg gebracht? Wo liegen mögliche US-Interessen? 
1. 30.000 GIs, 3 Flugzeugträger, 350 Kampfjets etc. haben eines der ärmsten Länder der Erde 

zu bombardieren begonnen, angeblich um dort eine Terrorgruppe zu finden... 
2. Acht von 20 Millionen AfghanInnen sind akut von Hunger oder Erfrieren bedroht.  (Der 

Abwurf von Ess-Rationen kann, so die internationalen Ärzte-Organisationen, zynisch oder 
nutzlos genannt werden (u.a. sind sie offenbar mit Minen zu verwechseln...). Auch das 
Einsammeln von 1 $ von US-Kindern durch US-Präsident Bush, während gleichzeitig die 
US-Luftwaffe ein Dorf zerstört und Zivilisten mordet. 

3. Das Gros der Länder, auch die mit zweifelhaftem menschenrechtlichen Status (Russland: 
betr. Tschetschenien, Indien und Pakistan: Kaschmir, VR China: gegen die 
Unabhängigkeitsbewegungen der Uiguren, Tibeter, FAZ v. 18.10.01) stehen hinter den 
USA. Sie sind nun breit legitimiert für Militärschläge ihrerseits! Noch vor Wochen standen 
sie im Mittelpunkt der Kritik. Auch bspw. das Militärregime in Pakistan sieht sich nun 
legitimiert. Gegen bspw. den Sudan hat die UN (!) die Sanktionen aufgehoben, als das 
Land in die Anti-Terror-Allianz eingestiegen ist... (rasche Wandlung von „Schurken“...) 

4. Nicht zu vergessen: Die USA führen ihren Krieg bislang ohne die NATO und deren starke 
Partner. (Die Briten hatten zufällig ein Manöver in der Nähe Afghanistans, so haben sie 
sich (mit sehr geringen Quantitäten an der Kriegführung) aufgedrängt. Das deutsche 
aufdringliche „Hilfs“angebot wurde bis zum 6. November ebenfalls nicht erhört – 
Kampftruppen der Bundeswehr scheint die Bush-Administration auch jetzt nicht 
anzufordern...) 
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Warum betreiben die USA die aufgezeigte Politik? 
Warum mit einer derartigen Armada gegen ein so kleines und armes Land und gegen einen 
Terroristen und seine Gruppe, wo doch bspw. der israelische Geheimdienst Mossad nahezu 
jede Person aus nahezu jedem Land der Erde entführen kann... (und jedes der reichen Länder 
hat seinen eigenen Mossad.) Gegen ein Land, in dem etwa 60 % der Menschen (FAZ v. 
16.10.01) unterernährt sind... 
 
Die Interessen der Führungsmacht des Westens sind vielschichtig: 
1. Terror muss (legitimer weise) aus der internationalen (wie der nationalen) Politik 

herausgehalten werden. (Zu fragen ist sich natürlich: Welche sind die legitimen Mittel?) 
2. Unbedingt ist ein jeder Flächenbrand im Nahen und Mittleren Osten zu unterbinden. Er 

würde die sorgsam gepflegte „pax americana“ mit den neuen Stützpunkten in (neben Israel) 
Saudi-Arabien und dem Kosovo gefährden. 

3. Der Krieg mit den Flächenbombardements, mit Streubomben, mit den allfälligen 
Kollateralschäden u.v.m. soll jedem Land der „Dritten Welt“ eindrucksvoll demonstrieren, 
was ihm bevorsteht, wenn es in seinen Grenzen Bewegungen duldet, die sich militant 
gegen die USA erheben. Daher auch die Rigorosität der Bush-Administration: “Wer nicht 
mit uns ist im Kampf gegen den Terrorismus, der ist gegen uns.“ (FAZ v. 19.10.01) 

4. Auch die seit 1989 neu gewonnene Unilateralität ist zu bewahren: Rußland und China 
werden ja ebensowenig wie die EU-Länder wirklich an den Aktionen beteiligt, sie werden 
nur (geschickterweise) politisch mit „ins Boot“ genommen.  

5. Die sozialliberale „Woche“ schreibt: „Die Kriegsplaner wissen das. Hinter dem Kampf 
gegen den Terrorismus scheint schon das kaschierte Ziel der Expedition auf: Die 
Ölressourcen Zentralasiens und des gesamten Mittleren Ostens zu sichern.“ (Die Woche 
42, 2001, v. 12.10.01, S. 1). Hier muss noch mehr geforscht werden.8 

                                                           
8 Vom Journalisten Rainer Rupp erhalte ich dieser Tage einen aufschlußreichen Beitrag von Mathias Bröckers gemailt, 

den ich nun in Auszügen wiedergebe: „US-Ölkonzerne wollen eine Pipeline vom Kaspischen Meer nach Pakistan 
bauen. 
Die Route durch Afghanistan ist wegen der amtierenden Regierung ungesichert, also werden die Taliban in einem 
Krieg beseitigt, der vermeintlich gegen den Terror, eigentlich aber ums Öl geht. So weit, so logisch, und wenn wir die 
Öl-Brille schon mal aufhaben, entdecken wir auch gleich noch, dass der letzte Chef der Firma [1] Halliburton, die den 
Milliardenjob für Bau und Versorgung der Pipeline übernehmen will und eine Expertise darüber erstellt hat, zufällig 
Vizepräsident wurde und [2] Dick Cheney heißt. 
Die kaspischen [3] "Pipedreams" der Öl-Multis existieren nicht erst seit vorgestern: Schon bei der Installation des 
Taliban-Regimes durch Pakistan und die CIA waren die "Schüler des Islam" als Wächter der Pipeline auserkoren und 
verhandelten darüber auf höchster Ebene mit den Amerikanern. Erst als Menschrechtsorganisationen und die 
amerikanischen Grünen bei der Clinton-Administration massiv auf die frauenverachtende Terrorpolitik in Afghanistan 
aufmerksam machten, sahen sich die Ölmänner der texanischen [4] UNOCAL genötigt, ihre Verhandlungen mit den 
Taliban abzubrechen - [5] 1998 wurde der Pipelineplan offiziell auf Eis gelegt.  
Inoffiziell aber wurde, wie [6] Jane's Security berichtet, schon damals beschlossen, die Situation nicht einfach 
hinzunehmen und eine Allianz mit Indien und Russland zu suchen, um die Taliban mit militärischen Mitteln unter 
Druck zu setzen: der Angriff, der Ende September eingesetzt hat, war seit Jahren geplant !!! 
Nur welcher US-Bürger hätte einem Krieg zugestimmt, um die privaten Ölgeschäfte des Präsidenten und seines Vize 
zu betreiben ? Bei einem "Krieg gegen den Terror" freilich sieht das anders aus: Wer da nicht zustimmt und auf die 
schnöden Geschäftsinteressen verweist, gilt quasi automatisch als unpatriotischer Unmensch. 
 
Weil der Imperativ des billigen Öls die US-Außenpolitik seit vielen Jahrzehnten diktiert, hatten wir schon vor einigen 
Wochen [7] vermutet, dass bei den Ermittlungen des WTC-Anschlags sicher bald "Spuren" auftauchen, die auf den 
Irak weisen. Und [8] siehe da: der Terrorpilot Atta soll sich in Prag mehrfach mit einem Konsul der irakischen 
Botschaft getroffen haben und dabei, so der tschechische Geheimdienst, könnte auch Anthrax übergeben worden sein. 
 
Ist es ein Zufall, dass diese "Spur" jetzt auftaucht und groß gemeldet wird, während die wirklich sensationelle 
Enthüllung der "Times of India", dass Atta vom pakistanischen Geheimdienst Geld erhalten hat - also im Auftrag des 
engsten amerikanischem Verbündeten agierte - keinerlei Widerhall in den  Medien gefunden hat ([9] Manus Manum 
Lavat - Money Money Lavamat? Wird demnächst "eindeutig" nachgewiesen, dass irgendeiner der Briefe mit 
Milzbrand-Erregern aus eben jenem Stamm bestückt war, den man seinerzeit dem netten Hurensohn Saddam 
verkaufte? 
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Der wird sich an vergiftete Briefe im übrigen noch gut erinnern, denn Anfang der 60er war er als Offizier an der 
Operation beteiligt, mit der die Amerikaner den sowjet-freundlichen Machthaber General Kassem beseitigen wollten. 
Während die CIA Saddams Ba'aht-Partei mit Adressen von  "Kommunisten" versorgte, die dann von 
Killerkommandos erledigt wurden, ließ ihr Chef-Chemiker Sydney Gottlieb - der berüchtigte Leiter des Drogen- und 
Gehirnwäsche-Projekts MK ULTRA - ein mit Sporen vergiftetes Taschentuch an die Privatadresse des Generals 
senden. Wenn auch ohne direkten Erfolg - Kassem wurde erst bei dem späteren Putsch erschossen. 
  
In den Tagen nach dem Anschlag wunderte ich mich, warum in den Medien soviel von möglichen Folgeattacken 
durch Biokampfstoffe wie Anthrax die Rede war. Als dann zwei Wochen später die ersten Fälle auftauchten, schien 
mir die Panikmache dann wie eine "self-fulfilling prophecy". Hatte man damit nur ein paar irre Trittbrettfahrer und 
Angehöriger rechtsradikale Milizen, die in der  Vergangenheit schon Anschläge mit dem Milzbranderreger ausgeführt 
hatten, animiert? Oder war die Anthrax-Hysterie eine psychologische Operation, mit der zum einen vom völligen 
Versagen der Behörden bei der Verhinderung und Aufklärung des WTC-Anschlags abgelenkt und ein Angstklima zur 
Durchsetzung von Überwachungs- und "Homeland Security"-Gesetzen geschaffen werden sollte - und zum anderen 
eine Spur auf den nächsten Gegner im geopolitischen "Great Game" vorbereitet werden sollte? 
 
Wenn Bagdad demnächst tatsächlich wegen Anthrax in die Schusslinie geraten sollte, können wir davon ausgehen, 
dass es sich bei den mysteriösen Anthrax-Briefen nicht um Sendungen von "Al Qaida" handelt, sondern um "black 
valentine"-Grüße aus der CIA-Giftküche. 
 
Dass es sich bei der Bombardierung Afghanistans nicht um eine Polizeiaktion zur Ergreifung von Terroristen handelt, 
wird mit jedem Tag deutlicher. Die Ausdehnung des Kriegs auf den Irak allerdings würde in der gegenwärtigen 
Situation zu einem sofortigen Bruch der ohnehin instabilen "Anti-Terror"-Allianz führen. Erst nach einem weiteren 
schrecklichen Anschlag oder einem Attentat auf einen hochrangigen Staatsmann sähe das anders aus. Da die US-
Öffentlichkeit das stumpfsinnige Bombardieren afghanischer Hütten nicht weitere drei Wochen klaglos hinnehmen 
wird, müsste dieser bald erfolgen - möglicherweise, um die "Allianz" zusammenzuschweißen, nicht in den USA, 
sondern in Europa. Wenn dabei dann "Beweise" auf irakische Mittäterschaft auftauchen, wäre es wirklich höchste 
Zeit, einen bestimmten "harbor of terrorists" wenn nicht unter Beschuss, so doch unter allerstrengste Observation zu 
nehmen: das Hauptquartier der Central Intelligence Agency in Langley. 
 
Auch die indische Autorin Arundhati Roy, deren freundliche Erwähnung Ulrich Wickert fast den Job gekostet hätte, 
spart in einem weiteren fulminanten Aufsatz im [10] Guardian nicht mit Kritik an der CIA und ihrem unrühmlichen 
pakistanischen Partner ISI. Und sie vergisst auch nicht, die Carlyle-Group zu erwähnen, eine der größten US-
Investmentgruppen im Militärbereich, in der nicht nur die Bush- und die Laden Familie aufs engste verbandelt sind, 
sondern auch noch einige andere Köpfe der US-Administration Windfall-Profite vom Afghanistan-Krieg erwarten 
dürfen. Hier vermutet Roy auch den Grund, warum Bush seine Ankündigung, "nicht mit 2-Mio.Dollar-Raketen auf 
10-Dollar-Zelte zu feuern und ein Kamel in den Hintern zu treffen", seit Wochen Lügen straft. 
 
"Präsident Bush sollte wissen, dass es in Afghanistan keine Ziele gibt, die dem Geldwert seiner Raketen entsprechen. 
Vielleicht sollte er, zum Ausgleich der Bilanzen, ein paar billigere Raketen entwickeln, für die billigeren Ziele und 
billigeren Leben in den ärmeren Ländern der Welt. Aber dies würde dann ein nicht so gutes Geschäft für die 
Waffenproduzenten der Koalition bedeuten. Es würde zu Beispiel keinerlei Sinn für die Carlyle Group machen, die im 
"Industry Standard" als "weltgrößte private Investitionsbank" beschrieben wird und 13 Milliarden Dollar verwaltet. 
Carlyle investiert im  Rüstungssektor und verdient sein Geld mit kriegerischen Konflikten und Waffenausgaben. 
Carlyle wird von Männern mit hervorragenden Referenzen geleitet: Geschäftsführender Direktor ist der frühere 
Verteidigungsminister Frank Carlucci - ein College-Freund von Donald Rumsfeld. Weitere Partner sind der ehemalige 
Minister James Baker, George Soros und Fred Malek (der Kampagnen-Manager von Bush senior). Der "Baltimore 
Chronicle" berichtet, dass Bush sr. Investitionen für Carlyle auf den asiatischen Märkten akquiriert und für seine 
"Präsentationen" nicht unerhebliche Geldsummen erhält." 
Bisher hatten wir bei der entscheidenden Frage "Cui bono?" auf der Gewinnerseite nur Bush jr. und die 
amerikanischen Geheimdienste gelistet, die mit riesigen Image- bzw. Etat-Gewinnen von der  Katastrophe profitiert 
haben. Die Rüstungsindustrie und freundliche Familienunternehmen wie Carlyle können nun ebenfalls als direkte 
Profiteure namhaft gemacht werden - außer ihnen nützen die irrsinnigen Bombardements keinem Menschen auf der 
Welt.  
"Dieser Krieg ist ein Betrug!" titelt denn auch mittlerweile schon der konservative britische [12] Mirror eine 
flammende Reportage seines Chefkorrespondenten - und verweist unter anderem darauf, dass der größte Abnehmer 
britischer Waffen Saudi-Arabien ist, der Hauptunterstützer des Jihad, und dass es nicht um die Ergreifung der 
vermuteten Terroristen geht, von denen keiner aus Afghanistan stammt, sondern um die Eroberung einer neuen "Öl-
Kolonie". 
 
Die Stimmung an der ideologischen Heimatfront kippt. Um die Seelen weiter in Angst zu halten und die Herzen für 
den "war on terror" zu begeistern, braucht es bald einen neuen psychologischen Push. Wenn dieser Krieg so lange  
geplant war, wie es scheint, sollte er jetzt an einem ausbleibenden  Terroranschlag nicht scheitern. 
Links:  
[1] http://www.halliburton.com/ 

http://www.halliburton.com/
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6. Mit der sukzessiven Aufgabe Afghanistans durch die Taleban und dem darauffolgenden 
Abflauen des US-Bombardements gegen Afghanistan stellte sich die Frage, wie die US-
Regierung weiter handeln würde – nicht nur, weil ja weder Osama Bin Laden und seine 
Gruppe gefunden noch die Al Quaida entscheidend geschwächt werden konnte. Die US-
Regierung verdeutlichte in diesem Zusammenhang noch einmal, dass sie von einem langen 
„Feldzug“ gegen den Terrorismus ausgehe, der sich auch nicht auf Afghanistan 
beschränken werde. Verschiedene - den internationalen Terrorismus vermeintlich fördernde 
- Staaten wurden genannt, in denen die Intervention weitergeführt werden könnte: Irak, 
Somalia, Sudan... Anfang Dezember war die Rede von etwa 50 Staaten die sich im Visier 
der USA befänden. Die Regierung Bush hat mit ihrer Rede vom „Krieg“ gegen die USA 
und dem notwendigerweise langen Abwehrkampf eine Legitimationsgrundlage zu schaffen 
versucht für eine Politik der permanenten Intervention. Die FAZ (Jordan Mejias am 
10.12.2001) schrieb in diesem Zusammenhang über die plötzliche Renaissance des 
Gedenkens an Pearl Harbor und seine Veteranen: „Pearl Harbor muß derweil als 
leuchtendes Beispiel dienen, als Rezept, wie ein Trauma nicht nur zu überwinden ist, 
sondern durch den aufopfernden Einsatz der gesamten Nation auf viele Jahre hin 
patriotische Zinsen abwirft.“ 

 
 
Ein Blick auf die Region Israel-Palästina 
Die Anschläge vom September 2001 haben Bewegung auch in den Nahen Osten gebracht. Es 
scheint, dass die US-Administration ihre Politik mit Israel und Palästina, wie Uri Avnery, 
israelischer Publizist und Schriftsteller, Sprecher der Friedensgruppe „Gush Shalom“, im 
„Freitag“ 47/2001 v. 16.11.10) schreibt, „einer gründlichen Inventur unterzogen“ haben. Anery 
selbst schreibt: „Denn wenn man den Terrorismus bekämpfen will, braucht man eigentlich 
weder Artillerie noch Langstrecken-Bomber – allein erfolgversprechend ist es, die den 
Terrorismus umgebende öffentlichen Meinung für sich zu gewinnen, um die Terroristen zu 
isolieren. (...) Mit anderen Worten, fällt die Unterstützung der arabischen Massen für die 
Terroristen, verlieren die sofort an Wert.“ Und weiter: „Sollte es also der US-Armee gelingen, 
die Taleban zu stürzen und Osama bin Laden zu töten, dürfte der Terrorismus dadurch nur 
effektiver werden – nicht zuletzt deshalb, weil er nicht mehr von einem publizitätssüchtigen, 
saudischen Millionär angeführt wird, sondern von pragmatischen Drahtziehern.“ Und Avnery 
erhebt die folgenden konkreten Forderungen für die Region: „Die Bildung eines 
palästinensischen Staates, der neben Israel existieren kann: Israel muss auf die Grenzen 
zurück, wie sie vor dem Sechs-Tage-Krieg von 1967 bestanden. Jerusalem muss geteilt 
werden; Ostjerusalem wird die Hauptstadt des palästinensischen Staates, Westjerusalem die 
Israels. Alles israelischen Siedlungen müssen geräumt werden, es sei denn, beide Seiten 
können sich auf einen adäquaten Gebietstausch einigen. Schließlich wird eine gerechte und 
praktikable Lösung der Flüchtlingsfrage gebraucht." 

                                                                                                                                                                                                      
[2] http://www.halliburton.com/corp/corpNWS/corpNWS_072500.asp 
[3] http://www.guardian.co.uk/waronterror/story/0,1361,579169,00.html 
[4] http://www.unocal.com/ 
[5] http://www.unocal.com/uclnews/98news/centgas.htm 
[6] http://www.janes.com/security/international_security/news/jir/jir010315_ 
[7] http://www.heise.de/tp/deutsch/inhalt/co/9631/1.html 
[8] http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,164902,00.html 
[9] http://www.heise.de/tp/deutsch/inhalt/co/9905/1.html 
[10] http://globalresearch.ca/articles/ROY110A.html 
[11] http://www.spiegel.de/kultur/literatur/0,1518,165236,00.html 
[12] http://mirror.icnetwork.co.uk/news/allnews/page.cfm?objectid=11392430&me Artikel-URL: 
http://www.telepolis.de/deutsch/inhalt/co/11026/1.html“ 

 

http://www.halliburton.com/corp/corpNWS/corpNWS_072500.asp
http://www.guardian.co.uk/waronterror/story/0,1361,579169,00.html
http://www.unocal.com/
http://www.unocal.com/uclnews/98news/centgas.htm
http://www.janes.com/security/international_security/news/jir/jir010315_
http://www.heise.de/tp/deutsch/inhalt/co/9631/1.html
http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,164902,00.html
http://www.heise.de/tp/deutsch/inhalt/co/9905/1.html
http://globalresearch.ca/articles/ROY110A.html
http://www.spiegel.de/kultur/literatur/0,1518,165236,00.html
http://mirror.icnetwork.co.uk/news/allnews/page.cfm?objectid=11392430&me
http://www.telepolis.de/deutsch/inhalt/co/11026/1.html
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7. Wo könnten politische Perspektiven liegen? 
Die schlimmste Reaktion – neben militärischen Schlägen gegen vermeintliche Helferstaaten 
oder „Terroristennester“ – wäre das Einläuten einer erneuten Aufrüstungsrunde. Gerade die 
aktuellen Ereignisse zeigen, dass mit einer „Nationalen Raketenverteidigung“ (NMD) ein Land 
oder auch ein Kontinent nicht zu schützen sind. Die vielen Milliarden hierfür vorgesehenen 
US-$ sollten lieber in die Sozialpolitik investiert werden. Aufrüstung droht nun auch in 
Deutschland. Die Bundeswehr ist angeblich schlecht ausgerüstet... 
Wie schnell war man im August 2001 bei der Hand, aus dem Bundeshaushalt 120 Millionen 
für den mehr als fragwürdigen Mazedonien-Einsatz der BW zu organisieren! Wie schnell hatte 
man nach dem 9.11. Steuererhöhungen um 3 Milliarden beschlossen, von denen nun über 50 % 
der Bundeswehr zugute kommen! 
 
Besonders schlimm, ja nahezu tragisch zu nennen in den Zeiten der rosa-grünen Regierung: 
Jetzt ernten diejenigen, die Sicherheitspolitik auf Militärpolitik reduzieren, die „Früchte“ ihrer 
elf-, zwölfjährigen Arbeit. Seit dem Ende des Ost-West-Konfliktes und der damit 
einhergehenden existentiellen Legitimationskrise der Bundeswehr haben sie zum einen stetig 
an neuen Feindbildern (in diesem Falle: Islam) gearbeitet bzw. diese bereitwillig von den USA 
aufge-/übernommen, und sie haben, noch wichtiger, die Bundesbevölkerung scheibchenweise 
mit dem Gedanken befasst, das Militäreinsätze „etwas ganz Normales“ für einen 
(„erwachsenen“, d.h. keinen Beschränkungen infolge von Teilung etc. mehr unterliegenden) 
Staat sei. Das ist für mich die eigentliche „Leistung“ der Regentschaft Kohls und natürlich, in 
ihrer Finalität, Schröders und Fischers.9 

                                                           
9 Dabei helfen der herrschenden Politik derzeit folgende globalen Tendenzen: 

a) die Technologisierung der Kriegführung (sh. die Rede vom „Chirurgischen Schlag“);  
b) die Illusion vom „Krieg mit Null Toten“ (fr.: „la guerre à zéro morts“), der die Toten der Gegenseite, so im Irak 

mit seinen 300.000 Toten des zweiten Golfkrieges, oder auch die Zivilopfer in Jugoslawien, außer Acht läßt 
(beide Entwicklungen resultieren aus dem nachhaltigen Vietnam-Trauma in den USA). 

c) Die Rechtfertigungsbasis für Kriege hat sich – im globalen Maßstab - weiter gewandelt. Führte man früher offen 
Eroberungskriege, definierte man insbesondere nach den Grauen des II. Weltkrieges Rüstung als notwendig zum 
Zwecke der Verteidigung (die Kriegs- hießen nun Verteidigungsminister), so führt man heute Kriege gegen 
„Diktatoren“ von „Schurkenstaaten“, und – als Gipfel - zum Wohle der Menschenrechte. Obendrein nennt man 
diese Kriege dann auch noch „Luftschläge“... (sh. auch P. a)...) Man beachte auch die feine Nomenklatur mit 
friedenerhaltenden oder friedenschaffenden Maßnahmen... Aufrüstung und Krieg benötigt man in jedem Falle. 

d) Die Medien, vor allem das Fernsehen, haben eine neue Rolle in der Sicherheitspolitik inne. Bis zum Ende des 
Ost-West-Konfliktes sind sie eher Nach-(Be)Richter. Der Irak-Krieg der NATO jedoch läutet (maßgeblich unter 
der Dominanz des US-Senders CNN) (Beim Krieg gegen den „Islamismus“ hat man auch endlich wieder einmal 
einen „Extremismus“ und einen „-ismus“ im Visier, wo die übrigen „-ismen“ verschwunden scheinen) eine neue 
Ära ein: Nun begleiten TV-Teams Kriege, militärische Schläge orientieren sich an der prime-time großer Medien, 
deren Konzerne im Zuge der allumfassenden Konzentrationen zudem auch mit Rüstungsproduzenten verwoben 
sind... Auch markiert Vietnam die Wende: Die Analyse des Pentagon gibt den Medien eine wesentliche Rolle 
beim verlorenen Krieg. Die Konsequenz: Frühes Einbinden der vor allem visuellen Medien in 
Kriegsvorbereitung, sehr genaues Selektieren der Nachrichtenströme (sh. Jugoslawienkrieg 1999), allumfassendes 
Lenken medialen Vollzuges. Auch kleinräumlich ist ein Wandel zu beobachten: Minister Scharping bspw. wird 
seit geraumer Zeit von einem Medienunternehmen (Huntzinger, in Frankfurt/M.) beraten. Nichts soll mehr dem 
Zufall überlassen werden: Weder soll noch je ein Militär-Minister im Wüstensand liegend zu filmen sein, noch 
sollen die Fahrradunfälle Scharpings seine politischen Gegner (wie Freunde) nachdenklich machen... Vor allem 
wird jedoch dem Volk „aufs Maul“ geschaut: Jede Botschaft des Ministers will - nach der unüberhörbaren Kritik 
an der Medienpolitik gerade im Zusammenhang mit dem Jugoslawienkrieg – genau abgewägt sein. 

e) Die Abschaffung bzw. Aussetzung der Wehrpflicht tut ein Übriges: Sie macht es leichter, Truppen in einen Krieg 
zu schicken als eine Wehrpflichtigen-Armee. 

f) Auch die neue (u.a. deutsche, hier von Innenminister Schily eingeführte) Strategie, Kriegsflüchtlinge „vor Ort“ zu 
versorgen, d.h. die kriegführenden Länder nicht mehr mit den unmittelbaren Folgen der Kriege zu konfrontieren, 
dient dem einen Ziel: Die Schwelle vor der bewaffneten Konfliktlösung soll weiter gesenkt werden! 

 



 15

Aber nicht nur die Rüstung nach außen hin ist hier gemeint: Noch einmal Noam Chomsky: 
„Das Verbrechen ist ein Geschenk für die chauvinistische, hurrapolitische Rechte, für all jene, 
die nur darauf warten, Gewalt einsetzen zu können, um ihre Interessen zu schützen.“  
Innenminister Schily hat mittlerweile ein ganzes Instrumentarium zur „Verbesserung der 
Inneren Sicherheit“ entwickelt. (Als ob damit den Wurzeln beigekommen würde...) Unser 
eigenes Land hat in den 70er Jahren (im Zusammenhang mit der Verfolgung der RAF) mit 
dem „Deutschen Herbst“ einschlägige Erfahrungen im Abbau von Verfassungsrechten 
gemacht. 
 
Eine positive Reaktion könnte makropolitisch indes darin bestehen, dass man unabhängig von 
der Suche nach den Vollstreckern und im Hintergrund agierenden Verantwortlichen nach dem 
sozialen Umfeld und nach den sozialen Ursachen sucht, das den Terrorismus begünstigt. Und 
hier muss die weiter wachsende Schere zwischen Arm und Reich auf der Erde thematisiert 
werden. Immer mehr Länder treiben aus verschiedensten Gründen in den Bankrott, wobei 
diese Gründe in der kolonialen Vergangenheit ebenso zu suchen sind wie in 
selbstverschuldeter Misswirtschaft und Korruption wie auch in den Mechanismen der 
vielbeschworenen Globalisierung. Solange das Gros der Menschen in den 
Entwicklungsländern nicht die Möglichkeit hat, in Würde zu leben, solange ihre Jugend keine 
reelle Chance auf eine sinnvolle Perspektive hat, werden Terrorgruppen immer wieder ein 
soziales und geistige Umfeld für die Vorbereitung und Durchführung ihrer Aktionen finden.10 
 
Bspw. auf den Nahen Osten angewandt: Solange Israel nicht die seit 1967 besetzten Gebiete 
räumt, solange das Land nicht mit der illegalen Siedlungspolitik aufhört, solange der aktuelle 
(20.10.01) militärische Aggression gegen die palästinensische Bevölkerung nicht eingestellt 
wird, solange sind der palästinensischen Regierung und ihrem Präsidenten innenpolitisch 
weitgehend die Hände gebunden, die Terrorgruppen gegen Israel auszuhungern, sie zu 
marginalisieren. Derzeit werden diese doch Tag für Tag vor den seit Jahrzehnten in Zelten und 
Flüchtlingslagern Lebenden legitimiert, erhalten offenbar großen Zulauf... Die alltägliche 
Demütigung der älteren Generation, die Perspektivlosigkeit der Jüngeren, fehlende Schulen, 
Universitäten, Krankenhäuser – all diese katastrophalen Lebensbedingungen bieten ideale 
Brutstätten für radikales Denken und Handeln. 
 
Eng damit verbunden steht die Notwendigkeit einer neuen Entwicklungspolitik auf der 
politischen Tagesordnung. Es nutzt den betroffenen Völkern wenig, wenn Vertreter der reichen 
Nationen, so auf der gerade zu Ende gegangenen Anti-Rassismus-Konferenz der UN in 
Durban, sich zu ihrer Schuld in der kolonialen Vergangenheit bekennen. Und gleichzeitig (sh. 

                                                                                                                                                                                                      
Insgesamt dienen alle diese Faktoren dazu, im Massenbewußtsein Sicherheitspolitik auf Militärpolitik zu reduzieren. 
Alternativen sollen weder in nennenswertem Maße gefördert noch praktiziert werden. 
 
 
10 N. Chomsky zitiert in diesem Zusammenhang Robert Fisk, nachdem dieser „die Gemeinheiten und ungemeine 

Grausamkeiten gegen ein unterdrücktes Volk“, die Palästinenser, beschrieben habe, und wo dieser dann fortfährt: 
„Dies ist nicht der Krieg der Demokratie gegen den Terror, was der Weltöffentlichkeit in den nächsten Tagen 
glaubhaft gemacht werden soll. Vielmehr geht es hier um amerikanische Raketen, die ein palästinensisches Haus 
zerstören, es geht auch um US-Hubschrauber, die 1996 Raketen auf libanesische Krankenwagen abfeuerten, und es 
geht um amerikanische Granaten, die im Dorf mit dem Namen Qana einschlugen und es geht um libanesisch-
christliche Milizen, die – von Amerikas israelischem Verbündeten bezahlt und uniformiert – sich hackend, raubend 
und vergewaltigend und mordend ihren Weg durch Flüchtlingslager bahnten. Und es geht noch um viel mehr.“  

 Und Warnungen von Orientierungspersönlichkeiten der Entwicklungsländer, wie Frantz Fanon, Kenneth Kaunda oder 
Nelson Mandela, kommen einem in den Sinn, die da seit Jahrzehnten sprachen, dass, sollte der Krieg des weißen und 
reichen Nordens gegen den farbigen und armen Süden nicht aufhören, er in die Zentren der Industriestaaten 
zurückkehren würde.“ 
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Deutschland) den Entwicklungshilfe-Etat beschneiden... (D bringt derzeit 0,3 % des BIP auf, 
anstelle der avisierten 0,7 %. Tendenz unter SPD/Grüne: sinkend) 
Was besonders befremdet, wenn die rosa-grüne Bundesregierung gleichzeitig binnen weniger 
Tage für den umstrittenen Mazedonien-Einsatz der Bundeswehr 120 Millionen DM bereitstellt. 
 
 
Warum nicht einen „Marshall-Plan“ gegen Unterentwicklung initiieren? 
Die jährlichen Rüstungsausgaben der Erde dürften bei 720 Mrd. US-$ liegen... (von denen die 
USA allein 330 Mrd. $ ausgeben)11 
Die Rüstungsexporte der Erde erreichten 2000 knapp 37 Mrd. US-$; davon bestritten die USA 
allein 50 %..., von denen wiederum ca. 65 % in Entwicklungsländer gingen (Abhängigkeiten 
schufen, wirtschaftliche Misswirtschaften begünstigten, leidende Bevölkerungsmassen etc.)... 
 
„Mehr als achthundert Millionen Menschen unterernährt“ titelte die FAZ auf der anderen Seite 
(am 16.10.01) ihre Berichterstattung über den Bericht der UN-Organisation für Ernährung und 
Landwirtschaft (FAO). 
 
Und der Sonderberichterstatter des UN-Hochkommissars für Menschenrechte, Jean Ziegler 
(Prof. für Soz. in Paris und Bern), sagte (am 20./21.10.01 in jW)  

„Letztes Jahr starben pro Tag hunderttausend Menschen an Hunger oder dessen direkten Folgen. Alle sieben 
Sekunden stirbt ein Kind unter zehn Jahren an Hunger. 826 Millionen Menschen sind permanent 
unterernährt, d.h. sie sind invalid durch Mangel- und Unterernährung. Dabei könnte die Landwirtschaft, wie 
sie heute auf der Welt ist, ohne Probleme zwölf Milliarden Menschen ernähren. Wer am Hunger stirbt, wird 
also ermordet, und zwar durch die herrschende Weltordnung.“ Und auf die Frage des Redakteurs nach der 
Lage der 7,8 Millionen AfghanInnen, die bis vor kurzem durch das World-Food-Programm ernährt wurden, 
sagte Ziegler: „Ganz fürchterlich. Die amerikanischen Bombardements müssen sofort gestoppt werden, weil 
sie die Nahrungsmittelhilfe von außen komplett unmöglich machen. Es gibt nur noch lokale Hilfskräfte. Die 
Depots sind praktisch leer oder von Bomben zerstört. In Pakistan und Iran warten die Lastwagenkolonnen an 
den Grenzen, um die verhungernden Menschen zu ernähren. Es gibt 23 Millionen Afghanen, das waren die 
ersten Opfer der fürchterlichen Taliban-Regierung, und die bezahlen jetzt  noch einmal für ihre 
Unterdrückung, unter der sie seit fünf Jahren gelitten haben. Der minimale Anstand der Weltöffentlichkeit 
müßte sein: Stop des Bombardements, sofort. Massive Nahrungsmittelhilfe. In drei Wochen setzt der Winter 
ein, und vier Fünftel des Landes, 650.000 Quadratkilometer, sind nicht mehr befahr- und begehbar. Die 
Transporte werden so schon schwer genug sein. In Afghanistan steht eine humanitäre Katastrophe 
unglaublichen Ausmaßes bevor und wir schauen zu.“ 

 
Schließlich gäbe es da für die USA die Chance zu Selbstkritik: Wenn die Spuren der Attentäter 
wirklich zum saudischen Multi-Millionär Ibn Laden führen, sollte man in den USA nicht 
vergessen, dass man gerade diesen gesponsert und aufgebaut hat, solange er gegen die 
Sowjetarmee gekämpft hat, dass man die Ibn Laden heute schützende Taliban-Bewegung 
gesponsert und aufgebaut hat, solange sie gegen die afghanische Regierung agiert hat... 
(Parallelen zum Umgang mit den UCK-Bewegungen im Kosovo wie auch in Mazedonien 
bieten sich hierbei an..., vom Umgang mit Ländern wie Chile, Grenada, Nicaragua u.a. zu 
schweigen)  
Aktuell (jW v. 19.10.01 „Pentagon-Dementis geplatzt“) wird auch noch immer klarer, dass die 
USA, das US-Militär, ein Teil der Selbstmordpiloten von New York und Washington selber 
ausgebildet haben! Newsweek und Washington Post (am 12.9.01) und Newsweek am 15.9. 
(„Alleged hijackers may have trained at U.S. Bases“) berichten, dass die Piloten im Zuge von 
Militäraustauschprogrammen (mindestens zwei der Terroristen waren saudische Militär-
Piloten) ausgebildet worden sind!  

                                                           
11 Als eine wunderbare Quelle für derartige Informationen erweist sich der „Atlas der Weltverwicklungen“ des Hammer-

Verlages (Bielefeld 2001). 
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Womit 1. erklärbarer wird, wie Piloten, die an kleinen Propellermaschinen in Florida 
ausgebildet worden waren, Jets punktgenau in das WTC steuern konnten, 
womit 2. noch einmal die allumfassende Militärpräsenz der USA (hier eben: der Aufbau 
Saudi-Arabiens zur US-Militär-Basis) ins Gegenteil umschlägt... 
 
 
Was können Friedenswissenschaft und Friedensbewegung tun? 
7.1 Immer wieder auf die Wandlung der bundesrepublikanischen Politik von einer Tendenz 

zur Zivillogik hin zur Militärlogik hinweisen, eingeschlossen die Salami-Taktik zu 
dieser Politik (vom Lazarett nach Kambodscha bis zum Kriegseinsatz gegen 
Jugoslawien); das Militärische darf nicht „enttabuisiert“ (Schröder) werden. 

7.2 Immer wieder auf die unglaubliche Medienpolitik im vergangenen Jugoslawienkrieg 
hinweisen: vom sog. „Hufeisenplan“ bis hin zu Racak. Heute (am 2.11.01) hat CNN 
Richtlinien aufgestellt, möglichst wenige zivile Opfer zu zeigen... Nachrichten der 
Agentur Al Jazira dürfen schon länger nicht mehr gebracht werden. Auch die 
Interviews mit bspw. Bin Ladin wurden nur gekürzt gezeigt. 

7.3 Das Denken wachhalten: In der Geschichte gibt es nur äußerst wenige Beispiele für den 
sinnvollen Einsatz von Militär als Politik-Ersatz.12 

7.4 Auf die Perspektive und Potentiale supranationaler Organisationen hinweisen:  
 Die UNO wurde 1948 gegründet als Konsequenz aus Faschismus und nationaler 

Alleingangspolitik. Ihr Missbrauch durch NATO und USA im Jugoslawienkrieg kann 
kein Argument gegen sie sein. Die UNO muss ohne Zweifel reformiert, d.h. demokrati-
siert werden. Ihr allein gebührt international sicherheitspolitische Kompetenz. (Ein 
Blick auf die „Agenda für den Frieden“ unter Butros-Ghali zeigt auch die Kompetenz 
der UNO deutlich auf.) Es geht nicht an, dass im UN-Sicherheitsrat die  
• atomwaffenbesitzenden, 
• rüstungsexportierenden und 
• wirtschaftsstärksten  

 Großmächte mit dem Veto-Recht sitzen. Die Entwicklungsländer (d.h. auch die 
islamischen Länder!) müssen mit ständigen Sitzen im UN-Sicherheitsrat ausgestattet 
werden. Dann hat man eher die Chance, bspw. auch in einem islamischen Land 
Erzwingungsmaßnahmen zu erreichen. 

 In diesem Zusammenhang ist unbedingt eine Stärkung des Internationalen 
Gerichtshofes anzustreben. 

 In Europa kommt die OSZE als Instrumentarium hinzu. Hier sind alle europäischen 
Länder vereint. 

7.5 Völlig unterbewertet auch bei der rosa-grünen Bundesregierung ist der gesamte Bereich 
der nicht-militärischen, d.h. gewaltfreien Konfliktbearbeitung, v.a. Prävention. 

 Hier muss die neue Bundesregierung und muss die EU aktiv werden.  
 Der Marburger Studiengang für Friedens- und Konfliktforschung bspw. ist ein 

wertvoller Schritt in dieser Richtung. 
7.6 Die Ursachen für das Gros der kriegerischen Auseinandersetzungen liegt zumeist in der 

ungleichen Verteilung von Armut und Reichtum, liegt auch in kultureller 
Unterdrückung. in Zukunft wachsende ökologische Probleme kommen hinzu (bzw. sind 
z.T. mit Verteilungsfragen, so beim Wasser, vermischt); auch hier muss eine 
weitreichende Friedenspolitik ansetzen. Der Entwicklungshilfeetat der Bundesrepublik 
sinkt derzeit... 

                                                           
12 Selbst bei der Befreiung Deutschlands vom Nazismus muss man fragen, ob man diesen Krieg nicht durch 
Politikprävention hätte verhindern (bzw. seine Beendigung dann hätte verkürzen) können. 
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7.7 Grüne und SozialdemokratInnen, ChristInnen, ja selbst entspannungsorientierte Kreise 
der Bundeswehr, sind nicht aus der Friedensgestaltung auszugrenzen, sondern immer 
wieder sind Brücken zu bauen zu deren militärkritischen Kreisen. E-Mail (bspw. in 
Marburg) an: Brigitte.Lange@bundestag.de oder: Friedrich.Bohl@Bundestag.de.  Man 
sollte auch nie den Wert alternativer, kritischer Informationen an unsere PolitikerInnen 
oder MedienvertreterInnen unterschätzen: Häufig werden bspw. Abgeordnete von ihren 
Fraktionen oder JournalistInnen von den dominierenden Nachrichtenagenturen nicht 
wirklich umfassend unterrichtet... 

7.8 Ebenfalls vor Ort zu tun: Kaufen in Fair trade Läden (EineWeltLäden bspw.), um 
Solidarität zu zeigen und auch um Initiativen konkret zu helfen. 

7.9 Was heute, bei der nun so tief gesunkenen Schwelle zur Militärlogik, ganz aus der 
Diskussion geraten ist, sollte von der Friedenswissenschaft (und –bewegung) immer 
wieder in die Auseinandersetzung zurückgeholt werden: Die besondere Verantwortung 
Deutschlands für eine andere Logik des Politikmachens: 
• mit der deutschen Kriegspolitik dieses vergangenen Jahrhunderts,  
• mit – insbesondere - dem Faschismus,  
• mit der Hilfe, die Deutschland zuteil wurde im Ausland,  
• mit seinem heutigen Reichtum etc. 
• mit seiner dominanten Rolle innerhalb der EU. 

 
7.10 Das wohl Wichtigste: Einfluss nehmen auf die öffentliche Meinungsbildung: 

Demonstrieren, Leserbriefe schreiben, Diskutieren, Anzeigen schalten, 
Informationsstände machen – unser Grundgesetz bietet vielfältige Möglichkeiten. 

Friedensbewegung wie –forschung sollte sich nicht damit abfinden, dass Deutschland am 
Beginn des neuen Jahrtausends zu seiner alten „Normalität“ zurückfindet: Ein ganz normaler 
interventionistischer (zumindest: interventionsfähiger), imperialistischer Staat zu werden.   
Zur Erinnerung am Rande: Der (west)deutsche Aufschwung nach 1945 beruhte zu einem 
Gutteil auf der Tatsache, dass die BRD zehn Jahre lang keine Streitkräfte zu unterhalten hatte; 
ein zweites Land mit einem ähnlichen Aufschwung, Japan, verzichtete bis vor einigen Jahren 
ebenfalls auf größere Rüstungsunternehmungen... 
 
Am Ende sei noch einmal N. Chomsky mit der deutlichen Alternative zitiert: „Nochmals, wir 
haben die Wahl: Wir können entweder versuchen zu verstehen oder es bleiben lassen, um 
damit jedoch die Wahrscheinlichkeit zu erhöhen, dass noch viel Schlimmeres auf uns 
zukommen wird."  
 
Konkret auf die aktuelle Situation in Afghanistan bezogen schlägt meine Kollege Prof. 
Dr. Mohssen Massarrat von der GH Osnabrück („Freitag“ 43/2001 vom 19.10.01) vor: 
 

Fünf-Punkte-Friedensplan 
Machtwechsel: Eine Absetzung der Taleban ist Sache der Nachbarstaaten Tadschikistan, 
Usbekistan, Turkmenistan, Iran und Pakistan in Abstimmung mit der Anti-Taleban-Front im 
Inneren. Die Staatengruppe garantiert auch den Schutz einer Übergangsregierung. 
UN-Mandat: Die Vereinten Nationen erteilen ein Mandat für den Machtwechsel und legen 
damit Ziel und Zeitrahmen des Engagements der Schutzmächte fest. 
Referendum: Ein nationales Referendum entscheidet über die künftige Regierung und 
Verfassung Afghanistans. 
Hilfsmaßnahmen: Ein multilateral finanzierter Fonds ermöglicht den Wiederaufbau der 
zerstörten Infrastruktur. 

mailto:Brigitte.Lange@bundestag.de
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UN-Abzug: Die USA räumen ihre Militärbasen in den Staaten am Persischen Golf und 
unterstützen ein kollektives Sicherheitssystem im Mittleren Osten. 
Unbedingt zu ergänzen ist die o.a. (P. 6: Avnery) Lösung des Palästina-Problems. 
 
Einzelne Staaten/Wirtschaftsbünde im ökonomischen Vergleich: 
Um einmal einen Einblick in die ökonomischen Kräfteverhältnisse zu geben 
 

Region BIP in Mrd. US-$     Bev. in Mio.  BIP/Kopf in US-$ 
 

Japan  5.114   125    40.847 
EWR  8.577   378    22.694 
NAFTA  8.300   384    21.065 
MERCOSUR     983   202      4.869 
ASEAN      631   418      1.508 
VR China    698         1.206         578 
Indien    339            929         364 
 
Deutschland:  2.200     82    26.700 
USA  7.800   270    28.800 
Afghanistan:           19     25    <  760 
 
(Quelle: H. Lindner: Internationale Wirtschaftsintegration, FH-RT 1999) 
EWR = Europäischer Wirtschaftsraum = EU der 15 zuz. Schweiz, Norwegen und Island 
NAFTA = North American Free Trade Agreement;  
MERCOSUR = Mercado Común del Cono Sur/Mercado Comun do Sul 
 
Homepages der zitierten Medien: 
• http://www.nd-online.de/ 
• http://www.jungewelt.de/ 
• http://www.faz.de/ 
• www.diezeit.de 
 
 
 
 
PD Dr. Johannes M. Becker lehrt Politikwissenschaft in Reutlingen und Marburg. Er gehört zu den Gründern der -
Interdisziplinären Arbeitsgruppe Friedens- und Abrüstungsforschung an der Marburger Universität (IAFA), heute: Zentrum 
für Konfliktforschung (ZfK). Informationen sh. unter http://www.uni-marburg.de/konfliktforschung  
 
 
PD Dr. J. M. Becker  Tel und Fax: 0049/6421/23706     e-mail: jbecker@mailer.uni-marburg.de 
Liebigstraße 15, D - 35037 Marburg RFA/FRG     http://staff-www.uni-marburg.de/~becker1 
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